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Antrag 

der Abg. Sascha Binder und Florian Wahl u. a. SPD 

 

Neugestaltung der Erstaufnahme von geflüchteten Menschen in Baden-Württem-

berg 

 

 
Der Landtag wolle beschließen, 

die Landesregierung zu ersuchen 

 

zu berichten, 

 

1. aufgrund welcher durch wen in welchem Zeitraum mit welcher Methode durchgeführten Evaluation 

die Neugestaltung der Erstaufnahme von Flüchtlingen in der Kabinettssitzung am 27. Februar 2024 

thematisiert wurde; 

 

2. welche zentralen Erkenntnisse sich aus der Evaluation ergeben (bitte detailliert, inklusive Herleitung 

beschreiben); 

 

3. ob sie plant, neben der angestrebten neuen Regelkapazität von 15 000 Plätzen in Erstaufnahmeein-

richtungen auch die Schaffung von Notfallkapazitäten für außergewöhnliche Lagen festzuschreiben; 

 

4. auf welche Weise die angestrebte Regelkapazität von 15 000 Plätzen in Erstaufnahmeeinrichtungen 

erreicht werden soll, konkret, ob sie primär mit zusätzlichen Standorten rechnet (wenn ja, mit wie 

vielen zusätzlichen) oder primär die Kapazitäten der einzelnen Erstaufnahmeeinrichtungen erhöhen 

will; 

 

5. auf welche Weise sie sicherstellen will, dass geflüchtete Menschen zukünftig länger in Erstaufnahme-

einrichtungen untergebracht werden, bevor sie an die Kommunen weitergeleitet werden; 

 

6. wie lange geflüchtete Menschen zukünftig in Erstaufnahmeeinrichtungen untergebracht werden sollen 

(bitte differenzieren nach unterschiedlichen Entscheidungs- und Bemessungsgrundlagen); 

 

7. welche Lehren sie bisher aus der gegenwärtigen erschwerten Suche nach einem neuen Standort einer 

Erstaufnahmeeinrichtung im Regierungsbezirk Stuttgart zieht unter besonderer Darstellung, auf wel-

che Weise sie zukünftig die Kooperation der Kommunen bzw. der Landkreise bei der Standortsuche 

befördern will; 

 

8. wie lange Vereinbarungen bezüglich des Betriebs der einzelnen Landeserstaufnahmeeinrichtungen in 

Baden-Württemberg bestehen (bitte einzeln für jede Erstaufnahmeeinrichtung das Datum des gesi-

cherten Betriebs angeben unter besonderer Darstellung, ob ein Weiterbetrieb über dieses Datum hin-

aus möglich ist);  

 

9. wie der aktuelle Stand der Standortsuche neuer Erstaufnahmeeinrichtungen bezüglich der einzelnen 

in Frage kommenden Standorte ist (bitte detailliert ausführen, welche potenziellen Standorte sich der-

zeit im Suchlauf befinden, welche Hindernisse dem jeweiligen Standort entgegenstehen, was für den 

jeweiligen Standort spricht, mit welchem Zeitplan sie bezüglich des jeweiligen Standorts rechnet, ins-

besondere wann der frühestmögliche Bezugs- bzw. Inbetriebnahmetermin sein könnte, welche Kapa-

zitäten der jeweilige Standort haben könnte und welche Investitionskosten für die einzelnen Standorte 

anfallen würden); 

 



10. welcher Kriterienkatalog mit welcher Prioritätensetzung bei der Standortsuche angelegt wird unter 

detaillierter Darstellung, welche Bedingungen des Kriterienkatalogs die in Frage kommenden Stand-

orte inwiefern erfüllen; 

 

11. wie viele unmittelbaren Gespräche zwischen Ministerium und Akteuren vor Ort bezüglich der einzel-

nen in Frage kommenden Standorte neuer Erstaufnahmeeinrichtungen, insbesondere im Regierungs-

bezirk Stuttgart (namentlich Böblingen, Tamm und Fellbach) seit dem 1. Januar 2023 geführt wurden 

(bitte einzeln auflisten unter jeweiliger Nennung der beteiligten Stellen); 

 

12. ob sie damit rechnet, noch vor dem Ende des Betriebs der Landeserstaufnahmeeinrichtung Ellwangen 

am 31. Dezember 2025 eine (oder mehrere) neue Landeserstaufnahmeeinrichtungen im Regierungs-

bezirk Stuttgart in Betrieb nehmen zu können; 

 

13. auf welche Weise sie plant, die wegfallenden Kapazitäten der Landeserstaufnahmeeinrichtung Ell-

wangen zu kompensieren; 

 

14. ob sie auch gegen den Willen der betroffenen Kommune eine Erstaufnahmeeinrichtung einrichten 

wird, um die geplante Regelkapazität zu erreichen; 

 

15. unter welchen (tatsächlichen und rechtlichen) Voraussetzungen sie gegen den Willen der betroffenen 

Kommune eine Erstaufnahmeeinrichtung einrichten würde bzw. könnte. 

 

 

14.3.2024 

 

Binder, Wahl, Dr. Weirauch, Weber, Steinhülb-Joos SPD 

 

 

 

B e g r ü n d u n g  

 

Die Landesregierung hat im Bericht aus dem Kabinett vom 27. Februar 2024 mitgeteilt, dass eine Neuge-

staltung der Erstaufnahme von geflüchteten Menschen in Baden-Württemberg angedacht ist. Mit dem Be-

richtsantrag werden weiterführende Informationen hierzu erfragt. 


